
Kulturkampf in westlichen Medien – 

Meinungsvielfalt in der Kammer 

In den vergangenen Monaten und Jahren stelle ich eine deutli-

che Veränderung im öffentlichen Diskurs fest. Es fing in den 

Vereinigten Staaten und in den sozialen Netzwerken an, dass 

die jeweiligen Vertreter der absoluten Wahrheit auf alle einschlu-

gen, die diese Wahrheit nicht teilten. Hatte jemand in gewissen 

Bereichen andere Ansichten, war er nicht mehr diskursfähig und 

wurde gecancelt.

Anfangs habe ich diese „Mode“ amüsiert be-

trachtet, doch dann tauchten auch bei uns ent-

sprechende Tendenzen auf. Es gab „Querden-

ker“, „Klimaleugner“, „Coronaleugner“ oder eben 

„Nazis“, mit denen man sich nicht auseinander-

setzen sollte. Hierzu kamen noch die Genderak-

tivisten, die darauf bestehen, dass es kein biolo-

gisches Geschlecht gibt und man sich seine sexuelle Zuordnung 

selbst aussuchen kann. Wer diese Ansicht hinterfragt, ist nicht 

diskursfähig und darf auch nicht gehört werden …

Merkwürdigerweise gilt diese Wahlfreiheit nicht bei der behaup-

teten „kulturellen Appropriation“: Politikerinnen, die berichten 

als Kind für Pippi Langstrumpf und den „Negerkönig“ ge-

schwärmt zu haben, gefährden so ihren Job, eine Rapperin wird 

gecancelt, weil sie weiß ist und Rastalocken trägt, Kinder werden 

im Kindergarten gemaßregelt, weil sie im Fasching als „Indianer“ 

gehen. Es ist dann schon erstaunlich, dass bei Umfragen ein er-

heblicher Teil der Interviewten angibt, sie würden öfter nicht 

mehr äußern, was sie so denken.

Aus meiner Sicht ist dies eine Entwicklung, die Meinungsfreiheit 

und Demokratie gefährdet, da diese davon lebt, in kontroverser 

Diskussion verschiedene Meinungen – auch scheinbar abwegige – 

zu ertragen. Wenn kontroverse oder nicht Mainstream gemäße 

Ansichten nicht geäußert werden, weil öffentliche Sanktionierung 

bis Ächtung droht, stauen sich Wut und Ärger auf, die dann viel-

leicht in Formen auftreten, die wir nicht wünschen.

Was bedeutet das für unser Hessisches Ärzteblatt?

Wir bemühen uns um Meinungsvielfalt und den Widerstreit ver-

schiedener Ansichten, respektieren diese und nehmen sie ernst, 

soweit sie Andersdenkende nicht verunglimpfen 

oder herabwürdigen. Gerade in der Medizin müs-

sen wir – meiner Meinung nach – darauf achten, 

mit allen Bevölkerungsgruppen, mit den verschie-

densten Meinungen und Perspektiven im Dialog zu 

bleiben. Die Kammer als öffentlich-rechtliche Insti-

tution repräsentiert die Gesamtheit der hessischen 

Ärzte und bietet ihnen ein offenes Forum.
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Wählen = mitgestalten!

 Kammerwahl vom 23.05.–14.06.2023

Gehen Sie wählen und gestalten Sie die beruflichen Rahmen-

bedingungen von Ärztinnen und Ärzten mit. Als berufliche 

Vertretung aller Ärztinnen und Ärzte in Hessen ist die Landes-

ärztekammer Hessen Ausdruck einer starken ärztlichen 

Selbstverwaltung. Sie vertritt die Interessen der Ärzteschaft 

und beteiligt sich an zentralen Fragen der Gesundheitspolitik.

 Das Aufgabenspektrum der Kammer als Körperschaft des öf-

fentlichen Rechts ist vielseitig: Einerseits überträgt der Staat 

ihr die Pflicht, für Ordnung im Beruf zu sorgen und die Quali-

tät ärztlicher Berufsausübung zu sichern. Andererseits hat die 

LÄKH die Aufgabe, Politik und Staatsverwaltung in Fragen der 

Gesundheitspolitik fachlich zu beraten und – vor allem – die 

Belange der Ärzteschaft gegenüber Staat und Gesellschaft 

wahrzunehmen. Auch die Organisation der beruflichen Fort- 

und Weiterbildung, das Ausbildungswesen Medizinische Fach-

angestellte, die Qualitätssicherung und die Beratung ihrer 

Mitglieder, bspw. in Rechtsfragen, zählen zu ihren Aufgaben. 




